
AD\892012DE.doc PE478.546v03-00

DE In Vielfalt geeint DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT 2009 - 2014

Entwicklungsausschuss

2011/2185(INI)

1.3.2012

STELLUNGNAHME
des Entwicklungsausschusses

für den Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten

zum Jahresbericht über die Menschenrechte in der Welt 2010 und die Politik 
der Europäischen Union in diesem Bereich einschließlich der Auswirkungen 
auf die strategische Menschenrechtspolitik der EU
(2011/2185(INI))

Verfasser der Stellungnahme: Cristian Dan Preda



PE478.546v03-00 2/6 AD\892012DE.doc

DE

PA_NonLeg



AD\892012DE.doc 3/6 PE478.546v03-00

DE

VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. begrüßt die besondere Bedeutung, die den Menschenrechten, der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit in der Mitteilung zum Thema „Für eine EU-Entwicklungspolitik mit 
größerer Wirkung: Agenda für den Wandel“1 eingeräumt wird und betont, dass 
Demokratie, Wahrung der Menschenrechte und der Grundfreiheiten, verantwortungsvolle 
Regierungsführung, Frieden und Sicherheit Voraussetzungen für Entwicklung, die 
Verringerung der Armut und die Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele sind 
und sie dabei in synergetischer und sich gegenseitig verstärkender Beziehung stehen;

2. fordert die EU auf, zusätzliche Anstrengungen zu unternehmen, die Menschenrechte und 
die Demokratie systematisch und wirksamer in die Entwicklungszusammenarbeit 
einzubinden und dafür Sorge zu tragen, dass die Entwicklungsprogramme der EU dazu 
beitragen, dass die Partnerländer ihren internationalen Verpflichtungen im Bereich der 
Menschenrechte nachkommen; fordert zudem, dass die Menschenrechte und die 
Demokratie aufgrund ihrer grundlegenden Bedeutung für den Übergang von der 
humanitären Notsituation zur Entwicklung in die Programme für die Verknüpfung von 
Soforthilfe, Rehabilitation und Entwicklung (SRE) aufgenommen werden;

3. vertritt die Ansicht, dass aus den Volksaufständen für einen demokratischen Wandel in 
Nordafrika Lehren gezogen werden sollten, damit die zugrunde liegenden Probleme, 
angefangen bei der hohen Arbeitslosigkeit über steigende Lebensmittelpreise, anhaltende 
Korruption, Verweigerung grundlegender Menschenrechte einschließlich sozialer und 
wirtschaftlicher Rechte bis hin zur beschränkten Teilhabe der Bürger an der 
Entscheidungsfindung, über den Dialog angegangen werden können;

4. unterstreicht die Universalität, Unteilbarkeit und Interdependenz aller Menschenrechte 
einschließlich der Rechte, die im UN-Sozialpakt aufgeführt werden, wie das Recht auf 
angemessene Ernährung, soziale Mindeststandards, Bildung, Gesundheitsversorgung, 
gerechte und günstige Arbeitsbedingungen sowie Teilnahme am kulturellen Leben, die 
alle gleichwertig behandelt werden müssen; betont diesbezüglich die Bedeutung des 
Internationalen Pakts für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, dem gemäß 
Artikel 21 des Vertrags von Lissabon zu den allgemeinen Bestimmungen über das 
auswärtige Handeln der Union Rechnung getragen werden sollte;

5. bekräftigt die Bedeutung einer menschenrechtsorientierten Entwicklungspolitik und 
fordert die EU auf, in ihren Entwicklungsprogrammen spezifische, messbare, erreichbare 
und termingebundene Zielvorgaben für die Menschenrechte und die Demokratie 
festzulegen;

6. fordert die EU dringend auf, die Grundsätze des Aarhus-Übereinkommens von 1998 über 
den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren 
und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten in internationalen 
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umweltbezogenen Entscheidungsverfahren umzusetzen, damit Transparenz und 
öffentlicher Zugang zu Informationen gewährleistet werden und die Parlamente, die 
Zivilgesellschaft und andere Akteure somit ihrer Kontrollpflicht im Rahmen einer 
verantwortungsvollen politischen Führung nachkommen können;

7. begrüßt die in der Gemeinsamen Mitteilung zum Thema „Menschenrechte und 
Demokratie im Mittelpunkt des auswärtigen Handelns der EU - Ein wirksamer Ansatz“1

dargelegte neue Strategie, wonach die Entwicklungszusammenarbeit Teil eines 
integrierten Menschenrechtsansatzes für das gesamte Spektrum der EU-Politik ist;

8. stellt fest, dass der Jahresbericht über die Menschenrechte in der Welt 2010 keinen 
speziellen, der Entwicklung gewidmeten Abschnitt enthält; betont, dass insbesondere nach 
dem Inkrafttreten des Lissabon-Vertrags und angesichts der derzeitigen integrierten 
Menschenrechtsstrategie im Jahresbericht ein thematischer Abschnitt der Frage 
„Menschenrechte und Entwicklung" gewidmet werden sollte;

9. spricht sich mit Nachdruck dafür aus, dass im Rahmen des künftigen 
Entwicklungsinstrumentariums ein besonderer Schwerpunkt auf thematische Programme 
gelegt wird, da sie speziell auf Menschenrechtsfragen abzielen, mit dem Ziel, einander 
verstärkende Verbindungen zwischen Entwicklung und Menschenrechten zu fördern;

10. fordert eine verstärkte Komplementarität und Kohärenz bei der Planung von Projekten 
und Maßnahmen der Europäischen Initiative für Demokratie und Menschenrechte 
(EIDMR) und der übrigen Finanzinstrumente;

11. fordert die EU auf, den Schwerpunkt bei ihrer Entwicklungshilfe auf die Stärkung des 
Aufbaus von Institutionen und die Entwicklung der Zivilgesellschaft in den 
Empfängerländern zu legen, da dies entscheidende Elemente für eine verantwortungsvolle 
Regierungsführung sowie die Gewährleistung der Rechenschaftspflicht und der 
Eigenverantwortung der Entwicklungsprozesse sind; fordert eine Stärkung der 
Menschenrechts- und der Konditionalitätsklausel in von der EU unterstützten 
Programmen;

12. vertritt den Standpunkt, dass Budgethilfen stärker an die Menschenrechtsbilanz und die 
Regierungsführung der Empfängerländer geknüpft werden sollten; bekräftigt in diesem 
Zusammenhang seine Forderung nach der Festlegung detaillierterer Kriterien bei der 
Vergabe von Budgethilfen;

13. fordert dazu auf, die Finanzierung zur Umsetzung von europäischen Maßnahmen zur 
Förderung von Menschenrechten und Demokratie zu erhöhen, da die EU mit diesen 
Maßnahmen die Demokratie und die Menschenrechte im Rahmen ihrer Zusammenarbeit 
mit Drittländern konkret fördern kann;

14. unterstreicht, dass die EU dafür sorgen sollte, dass sich ihre Aktionen in der 
Entwicklungspolitik sowie in Bezug auf Friedenskonsolidierung, Konfliktprävention und 
internationale Sicherheit gegenseitig verstärken; verweist in diesem Zusammenhang auf 
die notwendige Auflegung angemessener Strategien für Länder in fragilen Situationen;
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15. betont, dass das Recht auf Entwicklung ein Schlüsselelement bei der Prüfung der 
Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung darstellt;

16. fordert den Europäischen Auswärtigen Dienst und die Kommission auf, neue Wege für 
eine engere Verknüpfung des Menschenrechtsdialogs mit den Partnerländern und der
Entwicklungszusammenarbeit zu erschließen.
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